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THEMEN IN DIESER AUSGABE

Grunderwerbsteuer bei 
der Übertragung von  
Eigentumswohnungen

Der BFH hat mit Urteil vom 16.9.2020 
(Aktenzeichen II R 49/17) entschieden, 
dass beim rechtsgeschäftlichen Erwerb 
von Teileigentum der vereinbarte Kauf-
preis als Bemessungsgrundlage der 
Grunderwerbsteuer nicht um die an-
teilige Instandhaltungsrückstellung zu 
mindern ist.
Hintergrund ist, dass eine ordnungs-
mäßige, dem Interesse der Gesamtheit 
der Wohnungseigentümer entsprechende 
Verwaltung auch die Ansammlung einer 
angemessenen Instandhaltungsrück-
stellung erfordert, die zum Verwaltungs-
vermögen zählt. Die Instandhaltungs-
rückstellung ist die Ansammlung einer 
angemessenen Geldsumme, die der 
wir tschaf t l ichen Absicherung künf-
tig notwendiger Instandhaltungs- und 
Instandsetzungsmaßnahmen am Ge-
meinschaf tseigentum dient und die 
im Wesentlichen durch Beiträge der 
Wohnungseigentümer angesammelt wird. 
Sie bleibt bei einem Eigentümerwechsel 
Vermögen der Wohnungseigentümer-
gemeinschaft. Somit kann die (anteilige) 
Instandhaltungsrückstellung beim Eigen-
tumserwerb durch Rechtsgeschäft auch 
bei entsprechender Einigung von Ver-
äußerer und Erwerber über den Über-
gang der Instandhaltungsrückstellung 
nicht auf den Erwerber übergehen.
Ein für d ie Grunder werbsteuer a ls 
Rechtsverkehrsteuer typischer Rechts-
trägerwechsel findet bezüglich der In-
standhaltungsrückstellung nicht statt. 
Die Wohnungseigentümer haben keinen 
Anteil am Verwaltungsvermögen, über 
den sie verfügen können. Auch wenn die 
Vertragsparteien vereinbart haben, dass 
ein Teil des Kaufpreises „für die Über-
nahme des in der Instandhaltungsrück-
stellung angesammelten Guthabens“ ge-
leistet wird, und der Instandhaltungs-
rückstellung im Kaufvertrag folglich 
ein eigenständiger Wert zugemessen 
wurde, handelt es sich dabei nicht um 
Aufwand für die Übertragung einer geld-
werten, nicht unter den Grundstücks-
begriff des Grunderwerbsteuergesetzes 
fallenden Vermögensposition. Somit ge-
hört auch das Entgelt, das der Erwerber 
bei wirtschaftlicher Betrachtung für die 
anteilige Instandhaltungsrücklage auf-
wendet, zu denjenigen Leistungen, die 

er gewährt, um das Grundstück zu er-
werben.

Hinweis: Größere Beträge der Instand-
haltungsrückstellung, die der Erwerber 
dem Veräußerer mit abgilt, führen also 
zu einer deutlichen Mehrbelastung bei 
der Grunderwerbsteuer. Dies muss beim 
Kauf berücksichtigt werden.

Die Finanzverwaltung hat mit gleich lau-
tenden Ländererlassen v. 19.3.2021 mit-
geteilt, dass im Hinblick auf die bisher 
abweichende Verwaltungsübung diese 
Rechtsprechung nur anzuwenden ist, 
wenn der Notarvertrag nach dem Tag der 
Veröffentlichung des Urteils im Bundes-
steuerblatt Teil II geschlossen worden 
ist. Nach Stand 8.4.2021 stand die Ver-
öffentlichung des Urteils noch aus.

Weitere Verbesserungen 
der Corona-Hilfen – 
Drittes Corona-Steuer­
hilfegesetz

In verschiedenen Bereichen sind die 
Corona-Hilfen erweitert bzw. neu be-
schlossen worden. Die Maßnahmen wer-
den durch das Dritte Corona-Steuerhilfe-
gesetz umgesetzt. Hervorzuheben sind 
folgende Aspekte:

1.	Steuerlicher Verlustrücktrag
Der steuerliche Verlustrücktrag der Jahre 
2020 und 2021 wurde bereits erhöht und 
wird nun nochmals auf 10 Mio. € bzw. 
20  Mio.  € bei Zusammenveranlagung 
angehoben. Wenn also in 2019 ent-
sprechend hohe Gewinne erwirtschaftet 
wurden, können aus 2020 Verluste bis zu 
10 Mio. € bzw. 20 Mio. € bei Zusammen-
veranlagung in das Jahr 2019 zurück-
getragen werden und führen zu einer 
Minderung der Steuerbelastung in 2019. 

Dies gilt sowohl für die Einkommensteuer 
als auch für die Körperschaftsteuer (dort 
10 Mio. € Verlustrücktrag), also bspw. für 
eine GmbH. Es bleibt aber dabei, dass der 
Verlustrücktrag nur in das dem Verlust-
jahr vorangegangene Jahr erfolgen kann. 
Diese angehobenen Betragsgrenzen gel-
ten auch beim vorläufigen Verlustrück-
trag, so dass kurzfristig eine Erstattung 
von für das Jahr 2019 gezahlten Steu-
ern erreicht werden kann, soweit in 2019 
entsprechende Gewinne der Besteuerung 
(Vorauszahlungen oder Veranlagung) zu 
Grunde liegen. Der verlängerte Verlust-
rücktrag wird nun auch für 2021 ermög-
licht, so dass sich dieser bereits bei der 
Veranlagung für 2020 auswirkt. Bei der 
Gewerbesteuer existiert kein Verlustrück-
trag, sodass Verluste auch weiterhin nur 
mit künftigen Gewinnen aus Folgejahren 
verrechnet werden können.

2.	Überbrückungshilfe III
Daneben wurde die Überbrückungshilfe 
III vereinfacht und auch erweitert. Ins-
besondere ist auch zu beachten, dass die 
November-/Dezemberhilfen in 2021 nicht 
fortgeführt werden, sondern betroffene 
Unternehmen die Überbrückungshilfe III 
in Anspruch nehmen können/müssen. 
Hinsichtlich der Überbrückungshilfe III 
ist auf folgende Aspekte hinzuweisen:

	 a)	Zugangsvoraussetzungen:
		 �→ Grundsätzlich sind Unternehmen 

bis zu einem Umsatz von 750 Mio. € 
im Jahr 2020, Soloselbstständige 
und selbstständige Angehörige der 
freien Berufe im Haupterwerb aller 
Branchen für den Förderzeitraum No-
vember 2020 bis Juni 2021 antrags-
berechtigt, die in einem Monat einen 
Coronabedingten Umsatzeinbruch 
von mindestens 30 % im Vergleich 
zum Referenzmonat im Jahr 2019 
erlitten haben. Ein darüber hinaus-
gehender Nachweis entfällt.
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		 �→ Eine Doppelförderung ist aus-
geschlossen. Unternehmen, die No-
vember- und/oder Dezemberhilfe er-
halten, sind für diese Monate nicht 
antragsberechtigt. Andererseits be-
steht die Möglichkeit einer Antrag-
stel lung für die Überbrückungs-
hi l fe I I I ,  wenn Anträge auf No-
vember- und/oder Dezemberhilfe 
zurückgenommen wurden und keine 
Auszahlung erfolgt ist; dies kann ggf. 
eine umfangreichere Förderung er-
öffnen. Leistungen nach der Über-
brückungshilfe II für die Monate No-
vember und Dezember 2020 werden 
– neben anderen Leistungen – auf die 
Überbrückungshilfe III angerechnet.

	 b)	�Monatliche Maximalbeträge  
und Abschlagszahlungen:

		 �→ Die monatlichen Höchstbeträge 
werden deut l ich erhöht und ver-
einheitlicht.  Unternehmen können 
bis zu 1,5  Mio.  € Überbrückungs-
hilfe pro Monat erhalten (bislang 
war der Maximalbetrag 200 000 € 
bzw. 500 000 €). Allerdings gelten 
die Obergrenzen des europäischen 
Beihilferechts.

		�  → Der Höchstbetrag der Abschlags-
zahlungen wird auf 100 000 € an-
gehoben.

	 c)	��Fixkostenerstattung abhängig 
vom Umsatzrückgang:

		 �→ Die Höhe der Zuschüsse orientiert 
sich am Rückgang des Umsatzes im 
Vergleich zum entsprechenden Monat 
des Jahres 2019 und ist gestaffelt:

Umsatzrückgang

Erstattung der 
förderfähigen 
Fixkosten

30 – 50 % zu 40 %
50 – 70 % zu 60 %
mehr als 70 % zu 90 %

Um das Verfahren möglichst einfach aus-
zugestalten, gibt es einen Musterkatalog 
fixer Kosten, die berücksichtigt wer-
den können: insbesondere Mieten und 
Pachten, Grundsteuern, Versicherungen, 
Abonnements und andere feste Aus-
gaben sowie Mietkosten für Fahrzeuge 
und Maschinen, Zinsaufwendungen, Ab-
schreibungen auf Wirtschaftsgüter bis zu 
einer Höhe von 50 %, der Finanzierungs-
kostenanteil von Leasingraten, Ausgaben 
für Elektrizität, Wasser, Heizung etc.
Personalaufwendungen, die nicht von 
Kurzarbeitergeld erfasst sind, werden 
pauschal mit 20 % der Fixkosten gefördert.
Auch können bauliche Maßnahmen zur 
Umsetzung von Hygienekonzepten ge-
fördert werden sowie Marketing- und 
Werbekosten.

Handlungsempfehlung: Nach wie vor 
muss die Überbrückungshilfe zwingend 

über einen Steuerberater oder Wir t-
schaftsprüfer bzw. Rechtsanwalt be-
antragt werden. Die Beantragung ist 
bereits möglich und kurzfristig sollen 
auch Abschlagszahlungen geleistet wer-
den. Die angesetzten Werte (Umsatz-
erlöse, Fixkosten usw.) sol lten sorg-
fältig dokumentiert werden. Es erfolgt 
eine Schlussabrechnung. Die Schlussab-
rechnung erfolgt wie die Antragstellung 
über den prüfenden Dritten. Sie muss 
nach Ablauf des letzten Fördermonats 
bzw. nach Bewilligung, spätestens je-
doch bis 30.6.2022 vorgelegt werden. 
Erfolgt keine Schlussabrechnung, ist 
die Corona-Überbrückungshilfe in ge-
samter Höhe zurückzuzahlen. Anderer-
seits gilt auch, dass auf entsprechenden 
Antrag eine Nachzahlung erfolgt, wenn 
die tatsächlichen förderfähigen Kosten 
höher ausfallen als die prognostizier-
ten Kosten (Höhe der Gesamtkosten).

Anschaffung und  
Veräußerung von  
Kryptowährungen

Aktuell erleben Kryptowährungen, wie 
Bitcoin, Ethereum, Ripple usw., einen 
erhebl ichen Boom. Handeln Pr ivat-
personen mit solchen Kryptowährungen, 
kaufen diese also und verkaufen sie dann 
später weiter, so werden keine Kapital-
einkünfte erzielt. Vielmehr wird aktu-
ell davon ausgegangen, dass es sich in-
soweit um ein privates Veräußerungs-
geschäft handelt. Dies ist aber letztlich 
noch nicht abschließend geklärt.
Als steuerliches Veräußerungsgeschäft 
werden Gewinne oder Verluste steuer-
lich erfasst, wenn zwischen Erwerb und 
Veräußerung ein Zeitraum von weniger 
als einem Jahr liegt. Außerhalb dieses 
Zeitraums erfolgt keine steuerliche Er-
fassung. Als Veräußerung gilt auch der 
Tausch in eine andere Kryptowährung 
oder die Verwendung zum Bezahlen im 
Internet.
Bei der steuerlichen Erfassung von pri-
vaten Veräußerungsgeschäften gelten 
folgende Besonderheiten:
 � Wenn die Summe aller privaten Ver-

äußerungsgeschäfte nicht die Frei-
g ren ze von 6 0 0 €  i m jewei l igen 
Kalenderjahr überschreitet, sind diese 
steuerfrei. Sobald diese Freigrenze 
überschrit ten wird, sind sämtliche 
Gewinne aus privaten Veräußerungs-
geschäften steuerpflichtig.

 � Verluste, die bei der Anschaffung und 
Veräußerung von Kryptowährungen 
entstehen, dürfen nur mit Gewinnen 
aus anderen privaten Veräußerungs-
geschäften desselben Kalenderjahres 
verrechnet werden. Soweit eine Ver-
rechnung nicht möglich ist, können 
die Verluste im unmittelbar voran-

gegangenen Kalenderjahr (Rücktrag) 
oder in den Folgejahren (Vortrag) mit 
Gewinnen aus privaten Veräußerungs-
geschäften verrechnet werden, nicht 
dagegen mit anderen Einkünften.

Grundsteuer-Reform – 
Ländermodelle

Mit dem Ende 2019 verkündeten Ge-
setz zur Reform des Grundsteuer- und 
Bewertungsrechts wurde eine bundes-
weit geltende Regelung zur Ermittlung 
der für die Bemessung der Grundsteuer 
maßgeblichen Grundsteuerwerte ge-
schaffen. Danach ist vorgesehen, die 
im Inland belegenen Grundstücke in 
einer ersten Hauptfeststellung auf den 
1.1.2022 nach dem Ertragswert- bzw. 
Sachwertverfahren neu zu bewerten. 
Auf Basis dieser Werte erfolgt ab dem 
1.1.2025 die Festsetzung der zu zahlen-
den Grundsteuer.
Den Bundesländern wurde aber aus-
drücklich die Möglichkeit eingeräumt, 
eigene, a lso von der grds. bundes-
einheitlichen Regelung abweichende, 
Bewertungen vorzusehen. Hiervon hat 
bereits Baden-Württemberg Gebrauch 
gemacht. Einige andere Bundesländer 
haben landesspezifische Regelungen an-
gekündigt bzw. befinden sich damit be-
reits im Gesetzgebungsverfahren:
 � Das Landesgrundsteuergesetz Baden-

Württemberg sieht für die Ermittlung 
der Bemessungsgrundlage der Grund-
steuer künftig ein modifiziertes Boden-
wertmodell vor. Die Bewertung erfolgt 
dabei durch Multiplikation der Grund-
stücksfläche mit dem Bodenrichtwert. 
Für überwiegend zu Wohnzwecken 
genutzte Grundstücke wird der so 
ermittelte Wert um einen Abschlag 
von 30 % verringert. Auf den sich er-
gebenden Grundsteuerwert kommt 
die Steuermesszahl von 1,3 % zum 
Ansatz, worauf wiederum der Grund-
steuer-Hebesatz der Gemeinde anzu-
wenden ist.

 � In Sachsen liegt ein Gesetzentwurf 
vor, nachdem die Bewertung nach dem 
Bundesgesetz erfolgen soll. Jedoch ist 
je nach Nutzungsart eine vom Bundes-
modell abweichende Steuermesszahl 
vorgesehen. Nach dem Bundesmodell 
beträgt diese einheitlich 0,34 %.

 � In Bayern sieht der vorliegende Gesetz-
entwurf ein reines Flächenmodell vor. 
Danach soll pro Quadratmeter Grund-
stücksfläche ein Betrag von 0,04 € und 
pro Quadratmeter Wohn- und Nutz-
fläche ein Betrag von 0,50 € anzusetzen 
sein. Bei Wohnflächen mindert sich 
der für die Gebäudefläche ermittelte 
Betrag um 30 %. Auf den Messbetrag 
kommt der gemeindliche Hebesatz zur 
Anwendung.

 � Daneben haben bereits Hamburg, Hes-

Nr. 2 | 20212



sen und Niedersachsen angekündigt, 
eine landesspezifische Regelung zu 
erlassen.

Hinweis: Somit zeichnet sich ab, dass 
sich die Ermittlung der Bemessungs-
grundlage der Grundsteuer zukünftig 
in den einzelnen Bundesländern deut-
lich unterscheiden kann. Nach wie vor 
ist aber unklar, welche konkreten Be-
lastungsunterschiede sich zum der-
zeitigen Recht ergeben werden.

Veräußerung von im Pri­
vatvermögen gehaltenen 
Wirtschaftsgütern über 
eine Internetplattform 
steuerlich zu erfassen?

Vertreiben Händler Waren über eine 
Internetplattform, wie bspw. eBay, so 
erfolgt dies im Rahmen des Gewerbe-
betriebs des Händlers und muss ent-
sprechend bei der Umsatz-, der Gewer-
be- und der Einkommensteuer erfasst 
werden. Schwieriger ist die Frage einer 
möglichen steuerlichen Erfassung, wenn 
„Privatpersonen“ eine solche Internet-
plattform nutzen, um Wirtschaftsgüter zu 
verkaufen. Solche Verkäufe können zum 
steuerlich nicht relevanten Privatbereich 
gehören, aber auch einen Umfang an-
nehmen oder die Organisation bzw. das 
Auftreten des Verkäufers kann so wie ein 
Händler erfolgen, so dass ein Gewerbe-
betrieb begründet wird. Zunehmend grei-
fen Finanzämter solche Fälle auf, ins-
besondere wenn von einem Nutzer einer 
Internetplattform eine Vielzahl an Ver-
käufen getätigt werden.
Der BFH hat nun im Grundsatz zu Guns-
ten des Stpfl. entschieden. Der Stpfl. be-
trieb nebenberuflich einen Internet-Shop, 
in welchem er Modelleisenbahnen und 
Zubehörartikel verkaufte und Reparatu-
ren bzw. Umbauten an entsprechenden 
Modellen vornahm. Die über die Inter-
netplattform eBay verkauften Eisenbahn-
modelle stammten seinen Angaben nach 
aus einer seit 1997 aufgebauten (und 
nicht zum Zwecke eines späteren Ver-
kaufs erworben) privaten Eisenbahn-
sammlung. Zukäufe für diese Sammlung 
hätten bis zum Jahr 2003 stattgefunden. 
Danach sei die Sammlung ohne nennens-
werte Änderungen im Privatbesitz ge-
halten worden.
Das Finanzamt wollte diese Verkaufsvor-
gänge betreffend die private Sammlung 
steuerlich erfassen und dies bestätigte 
auch das Finanzgericht. Der BFH stellt 
nun aber mit Urteil vom 17.6.2020 (Akten-
zeichen X R 18/19) heraus, dass – wenn 
privat und ohne Veräußerungsabsicht 
angeschaffte bewegliche Wirtschafts-
güter veräußert werden – dies auch dann 

trieb entstandenen Veräußerungsgewinn 
auf eine Reinvestition bei der Personen-
gesellschaft übertragen und umgekehrt.
Allerdings ist in diesen Fällen ungeklärt, 
in welchen Bescheiden verfahrensrecht-
lich über die Zulässigkeit der Rücklagen-
bildung und -übertragung zu entscheiden 
ist. Diese Frage liegt nun dem BFH zur 
Entscheidung vor. Im Urteilsfall liegt 
die Übertragung einer in einem Einzel-
unternehmen gebildeten § 6b-Rücklage 
auf eine GmbH & Co. KG zugrunde, an 
der der Veräußerer beteiligt ist. Für die 
Entscheidung des Streitfalls ist von Be-
deutung, in welchem Festsetzungs- bzw. 
Feststellungsverfahren darüber zu be-
finden ist, ob und ggf. wann und in wel-
cher Höhe die Voraussetzungen für eine 
Bildung der Rücklage erfüllt sind und 
ob und ggf. in welchem Umfang und auf 
welche Wirtschaftsgüter des Betriebs-
vermögens einer Mitunternehmerschaft 
der in die Rücklage eingestellte Gewinn 
übertragen werden kann.
Der BFH will klären, ob über die Zu-
lässigkeit der Übertragung stiller Reser-
ven aus einem Einzelunternehmen auf 
eine Mitunternehmerschaft im Steuerfest-
setzungsverfahren des Veräußerers oder 
im Gewinnfeststellungsverfahren der KG 
zu befinden ist. Das Gericht will diese 
wichtige verfahrensrechtliche Frage nun 
grundlegend klären und hat das BMF 
zum Beitritt zu diesem Verfahren auf-
gefordert.

Handlungsempfehlung: In einschlä
gigen Fällen muss aktuell vorsorglich 
gegen eine Ablehnung der Rücklagen-
übertragung verfahrensrechtlich nach 
Möglichkeit in verschiedenen Bescheiden 
vorgegangen werden.

Steuererklärungspflicht 
für 2020 bei Bezug von 
Kurzarbeitergeld

Insbesondere in folgenden Fällen müs-
sen Arbeitnehmer aber eine Einkommen-
steuererklärung abgeben:
 � es l iegen Einkünf te vor, d ie dem 

Progressionsvorbehalt unterl iegen 
(Arbeitslosengeld, Kurzarbeitergeld, 
Elterngeld etc.) und 410 € übersteigen;

 � andere Einkünfte ohne Lohnsteuer-
abzug von mehr als 410 € liegen vor, 
z.B. Vermietung oder Verpachtung;

 � bei mehreren Arbeitslöhnen neben-
einander, also wenn die Lohnsteuer-
klasse VI abgerechnet wurde;

 � Ehegatten haben die Steuerklassen-
kombination III/V oder IV mit einem 
eingetragenen Faktor gewählt und 
beide Ehegatten Arbeitslohn bezogen;

 � auf der Lohnsteuerkarte oder auf der 
Ersatzbescheinigung wurden Frei-
beträge eingetragen;
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der letzte Akt der steuerlich nicht rele-
vanten privaten Vermögensverwaltung 
sein kann, wenn die Veräußerung über 
einen langen Zeitraum und in zahl-
reichen Einzelakten ausgeführt wird. 
Allein die Verwendung einer auch von 
gewerblichen Händlern genutzten Inter-
netplattform führt zu keinem anderen Er-
gebnis. Das Finanzgericht muss jetzt u. a. 
aufklären, ob es sich bei den über eBay 
verkauften Modelleisenbahnen tatsäch-
lich um Gegenstände aus einer privaten 
Sammlung handelte oder ob diese von 
vornherein für den Gewerbebetrieb an-
geschafft wurden. Sollte Letzteres der 
Fall sein, wären die hieraus erzielten Ein-
nahmen den Einkünften aus Gewerbe-
betrieb hinzuzurechnen.

Handlungsempfehlung: Die bisherige 
Rechtsprechung hat herausgearbeitet, 
dass für d ie Beur tei lung, ob eBay-
Verkäufe als gewerbliche bzw. unter-
nehmerische Tätigkeiten einzustufen 
sind, insbesondere die Dauer und die 
Intensität des Tätigwerdens, die Höhe 
der Entgelte, die Beteiligung am Markt, 
die Zahl der ausgeführten Umsätze, das 
planmäßige Tätigwerden sowie die Viel-
falt des Warenangebots entscheidende 
Beurteilungskriterien sind. Diese As-
pekte sind sorgfältig zu dokumentie-
ren. Zu beachten ist, dass bislang die 
Rechtsprechung bei umfangreichen Ver-
kaufstätigkeiten meist eine steuerliche 
Relevanz gesehen hat. Letztlich muss 
dies aber für den Einzelfall geprüft wer-
den. Solche Fälle sollten unter Hinzu-
ziehung steuerlichen Rats sorgfältig ge-
prüft werden, denn es können nicht nur 
hohe Steuernachzahlungen drohen, son-
dern u. U. auch steuerstrafrechtliche Kon-
sequenzen.

Übertragung einer § 6b 
EStG-Rücklage vom  
Mitunternehmer auf eine 
Personengesellschaft

Die Norm des § 6b EStG erlaubt unter 
engen Bedingungen – so insbesondere 
bei Grundstücken – entstehende Ver-
äußerungsgewinne auf Reinvestitions-
objekte zu übertragen und damit im Er-
gebnis die Besteuerung u. U. langfristig 
hinauszuschieben. Soweit eine Über-
tragung nicht unmittelbar vorgenommen 
wird, kann eine den steuerlichen Gewinn 
mindernde Rücklage gebildet werden, 
die eine Übertragung der aufgedeckten 
stillen Reserven in den folgenden vier 
Jahren ermöglicht. Bei Personengesell-
schaften besteht nun die Besonderheit, 
dass diese Norm nicht gesellschafts-, 
sondern gesel lschaf terbezogen aus-
gestaltet ist. Damit kann z.B. ein Ge-
sellschafter einen in seinem eigenen Be-



 � Ehegatten wählen nicht die Zusammen-
veranlagung und möchten nicht die 
standardmäßige 50 %ige Aufteilung für 
bestimmte Freibeträge. In diesem Fall 
müssen beide Ehegatten eine Steuer-
erklärung abgeben;

 � bei Sonderzahlungen und Wechsel des 
Arbeitgebers im selben Jahr, wenn der 
neue Arbeitgeber bei der Lohnsteuer-
berechnung die Vorarbeitgeberwerte 
nicht berücksichtigt hat;

 � die Ehe wurde geschieden bzw. durch 
Tod beendet, und einer der Ehegatten 
hat im selben Jahr wieder geheiratet.

Hinweis: Aktuell besteht vor allem eine 
Erklärungspflicht, wenn in 2020 Kurz-
arbeitergeld von mehr als 410 € bezogen 
wurde. Auf der Lohnsteuerbescheinigung 
für 2020 ist dies in der Zeile 15 aus-
gewiesen.

Handlungsempfehlung: Es sollte ge-
prüf t werden, ob eine Abgabepf licht 
für die Einkommensteuer 2020 besteht 
und ggf. die entsprechenden Nachweise 
bspw. für Werbungskosten oder Sonder-
ausgaben zusammenzustellen. Bei Bezug 
von Kurzarbeitergeld ergeben sich häu-
fig Nachzahlungen, was frühzeitig ab-
geschätzt werden sollte, um sich darauf 
einstellen zu können.

Umsetzung der zweiten  
Stufe des Mehrwert­
steuer-Digitalpakets  
zum 1. April 2021 bzw.  
1. Juli 2021

Das BMF hat ein Schreiben zur verwal-
tungsseitigen Umsetzung der zweiten 
Stufe des Mehrwertsteuer-Digitalpakets 
zum 1.4.2021 bzw. 1.7.2021 veröffentlicht 
(BMF, Schreiben v. 1.4.2021 – III C 3 – 
S 7340/19/10003:022).

Diese zweite Stu fe beinha ltet ins-
besondere Folgendes:

�Änderungen beim Versandhandel
Die Bestimmung des Orts der Lieferung 
bei der Versandhandelsregelung nach § 
3c UStG wurde mit Wirkung zum 1. Juli 
2021 grundlegend geändert. Demnach 
verlagert § 3c Abs. 1 UStG den Ort der 
Lieferung eines innergemeinschaftlichen 
Fernverkaufs gemäß dem Bestimmungs-
landprinzip an den Ort, an dem sich der 
Gegenstand bei Beendigung der Be-
förderung oder Versendung an den Er-
werber befindet, sofern nicht der Aus-
schlusstatbestand des § 3c Abs. 4 Satz 
1 UStG (Umsatzschwelle von 10.000 
Euro für nur in einem EU-Mitgliedstaat 
ansässige liefernde Unternehmer wird 
im vorangegangenen und laufendenden 

Kalenderjahr nicht überschritten) An-
wendung findet. Für die Umsatzschwelle 
sind ab dem 1. Juli 2021 nicht mehr nur 
die sonstigen Leistungen auf dem Ge-
biet der Telekommunikation, Rundfunk- 
und Fernsehdienstleistungen und auf 
elektronischem Weg erbrachte sonsti-
ge Leistungen nach § 3a Abs. 5 Satz 2 
UStG relevant, sondern auch die inner-
gemeinschaftlichen Fernverkäufe nach 
§ 3c Abs. 1 UStG.

Einbeziehung von Betreibern elek­
tronischer Schnittstellen in fiktive 
Lieferketten
Mit Wirkung zum 1. Juli 2021 wird bei 
bestimmten Warenlieferungen durch 
einen Unternehmer über eine elektroni-
sche Schnittstelle (z. B. elektronischer 
Marktplatz) der Betreiber der elektro-
nischen Schnittstelle nach § 3 Abs. 3a 
UStG Steuerschuldner für die im Gemein-
schaftsgebiet für diese Lieferungen an-
fallende Umsatzsteuer, da die Lieferkette 
„Unternehmer an Betreiber der elektroni-
schen Schnittstelle sowie Betreiber der 
elektronischen Schnittstelle an Nicht-
unternehmer“ fingiert wird. § 3 Abs. 3a 
Satz 1 UStG betrifft Warenlieferungen 
über eine elektronische Schnittstelle an 
Nichtunternehmer durch einen nicht im 
Gemeinschaftsgebiet ansässigen Unter-
nehmer, bei denen die Beförderung oder 
Versendung im Gemeinschaftsgebiet be-
ginnt und endet. Keine Lieferung zwi-
schen dem Betreiber der elektronischen 
Schnittstelle und dem Nichtunternehmer 
wird nach § 3 Abs. 3a Satz 1 UStG fin-
giert, wenn der liefernde Unternehmer 
im Gemeinschaftsgebiet ansässig ist. 
§ 3 Abs. 3a Satz 2 UStG betrifft Fern-
verkäufe von aus dem Drittlandsgebiet 
eingeführten Gegenständen mit einem 
Sachwert von höchstens 150 Euro mit-
tels einer elektronischen Schnittstelle an 
Nichtunternehmer oder an eine in § 1a 
Abs. 3 Nr. 1 UStG genannte Person, die 
weder die Erwerbsschwelle überschreitet 
noch auf ihre Anwendung verzichtet hat 
(vgl. § 3 Abs. 3a Satz 5 UStG). Die Liefer-
kettenfiktion nach § 3 Abs. 3a Satz 2 
UStG gilt unabhängig von der Ansässig-
keit des liefernden Unternehmers.

Erweiterung der einzigen Anlaufstelle 
(Nicht-EU-Verfahren)
Die bestehenden (besonderen) Be -
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steuerungsverfahren für nicht im Ge-
meinschaf tsgebiet ansässige Unter-
nehmer, die sonstige Leistungen nach 
§ 3a Abs. 5 UStG erbringen (§ 18 Abs. 
4c und 4d UStG) wurden mit Wirkung 
zum 1. Juli 2021 auf alle am Ort des Ver-
brauchs ausgeführten Dienstleistungen 
an Nichtunternehmer mit Sitz oder Wohn-
sitz im Gemeinschaftsgebiet ausgedehnt 
(sog. One-Stop-Shop (OSS) – Nicht-EU-
Regelung; § 18i UStG).

Erweiterung der einzigen Anlaufstelle 
(EU-Verfahren)
Die bestehenden (besonderen) Be -
steuerungsverfahren für im übrigen Ge-
meinschaftsgebiet (§ 18 Abs. 4e UStG) 
bzw. im Inland (§ 18h UStG) ansässige 
Unternehmer, die sonstige Leistungen 
nach § 3a Abs. 5 UStG erbringen (sog. 
kleine einzige Anlaufstelle bzw. Mini-
One-Stop-Shop) wurden mit Wirkung 
zum 1. Juli 2021 auf alle am Ort des Ver-
brauchs ausgeführten Dienstleistungen 
an Nichtunternehmer mit Sitz oder Wohn-
sitz im Gemeinschaftsgebiet erweitert 
(sog. One-Stop-Shop (OSS) – EU-Rege-
lung; § 18j UStG).

Einführung der einzigen Anlaufstelle 
für den Import
Für Fernverkäufe von aus dem Dritt-
landsgebiet eingeführten Gegenständen 
in Sendungen mit einem Sachwert bis 
150 Euro wurde mit Wirkung zum 1. Juli 
2021 ein neuer (optionaler) sog. Import-
One-Stop-Shop (IOSS; § 18k UStG) ein-
geführt.

Einführung einer Sonderregelung zur 
Entrichtung der Einfuhrumsatzsteuer
Für die Fälle, in denen der IOSS nicht 
genutzt wird, wurde mit Wirkung zum 
1. Juli 2021 eine (optionale) Sonder-
regelung (sog. Special Arrangement; § 
21a UStG) eingeführt, bei der die Einfuhr-
umsatzsteuer (EUSt) für die Einfuhren 
eines Monats durch die Beförderer (Post- 
bzw. Expresskurierdienstleister) von den 
Sendungsempfängern vereinnahmt und 
im Folgemonat gesammelt an die Zollver-
waltung entrichtet werden kann.

Abschaffung der 22 Euro-Freigrenze
Die 22 Euro-Freigrenze bei der EUSt 
wurde mit Wirkung zum 1. Juli 2021 
abgeschafft.


